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1 Anlass und gewähltes Verfahren 

 
Um die planungsrechtlichen Vorsaussetzungen zur Bebauung von Grundstücksflächen im 
Stadtteil Oesede zu schaffen, hat der Verwaltungsausschuss der Stadt Georgsmarienhütte 
den Aufstellungsbeschluss für diesen Bebauungsplan Nr. 270 „Wiesenbach“ gefasst. Ziel der 
Planung ist es, im Zuge der Nachverdichtung Bauplätze zur Errichtung von Wohnhäusern, 
überwiegend als Ein- und Zweifamilienhäuser zu schaffen, um der bestehenden Nachfrage 
ein attraktives Angebot gegenüber zu stellen. 
 
Dieser Bebauungsplan dient Maßnahmen der Innenentwicklung. Der Plan setzt eine zulässi-
ge Grundfläche im Sinne des § 19 BauNVO fest, die weniger als 20.000 m² beträgt und be-
gründet nicht die Zulässigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterliegen. Es liegen keine Hinweise vor, dass Beeinträchtigungen 
der in § 1 (6) 7b BauGB genannten Schutzgüter vorliegen könnten. Der Bebauungsplan Nr. 
270 erfüllt somit die Anforderungen des § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwick-
lung) und kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Nach § 13a (2) 4 BauGB 
gelten die durch diese Bauleitplanung zu erwartenden Eingriffe als vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig, so dass die Umweltprüfung und der Umweltbericht entfallen. 
 
 

2 Geltungsbereich 

 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 270 „Wiesenbach“ liegt östlich der 
Straße Am Wiesenbach und schließt unmittelbar an die bestehende, die Straße begleitende 
Wohnbebauung an. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 80/160 teilweise, 80/175, 80/176 
und 80/177 Es grenzt im Norden an das Bebauungsplangebiet Nr. 177. 
 
Der Geltungsbereich ergibt sich aus der Planzeichnung. Er wurde so gewählt, um im Rah-
men der geordneten städtebaulichen Innenentwicklung die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zur Verbesserung des Bauplatzangebotes im Stadtteil Oesede zu schaffen. 
 
Das Plangebiet selbst war bisher teilweise Bestandteil des Durchführungsplans Nr. 3 „Nörd-
lich Kiffenbrink“ der ehemaligen Gemeinde Oesede. Mit Inkrafttreten dieser Bauleitplanung 
treten die bisher wirksamen Festsetzungen außer Kraft und werden durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplans Nr. 270 „Wiesenbach“ ersetzt.   
 
 
 
 
 
 

3 Planerische und sonstige Vorgaben 
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3.1  Regionales Raumordnungsprogramm für den Landkr eis Osnabrück (RROP) 
 
Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) für den Landkreis Osnabrück ist ein In-
strument der Regionalplanung, um die raumstrukturellen Voraussetzungen für eine umwelt-
gerechte und zukunftsgerichtete Entwicklung für den Landkreis zu schaffen1.  
 
Das RROP für den Landkreis Osnabrück ist seit dem 09.04.2005 rechtskräftig. Die zeichne-
rischen Darstellungen des RROP weisen die Stadt Georgsmarienhütte als Mittelzentrum aus. 
Mittelzentren dienen der Bereitstellung zentraler Einrichtungen zur Deckung des gehobenen 
Bedarfs. Daneben ist die Stadt Georgsmarienhütte im RROP als Standort mit den Schwer-
punktaufgaben Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten und Arbeitsstätten sowie als 
Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung festgelegt. Die zeichnerischen 
Darstellungen des RROP treffen für das Plangebiet keine konkreten Aussagen.  
 
Die Festsetzungen dieses Bebauungsplans Nr. 270 sollen die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen zur Bebauung des Plangebiets mit Wohnhäusern schaffen. Dieses Ziel entspricht 
der regionalplanerisch festgelegten Schwerpunktaufgabe Entwicklung von Wohnstätten. Die 
Planung steht damit nicht in Konkurrenz zu den Zielsetzungen und Festsetzungen der 
Raumordnung. 

 
3.2 Landschaftsrahmenplan für den Landkreises Osnab rück (LRP) 
 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) ist ein eigenständiger Fachplan auf der Ebene der Land-
kreise, der die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege beinhaltet. In Bezug auf die 
Schutzgebiete ist er die maßgebliche Planungsgrundlage hinsichtlich der zu entwickelnden 
Schutzgebietskonzepte. Der LRP des Landkreises Osnabrück wurde 1993 beschlossen und 
stellt den Breenbach als geschütztes Biotop dar. Der Kiffenbrinkbach mit seinen angrenzen-
den Bereichen wird im LRP als schutzwürdig eingestuft.  
 
Die potentielle natürliche Vegetation (PNV) wird als Eichen-Hainbuchenwald angegeben, für 
die Niederungsbereiche als Erlen-Eschen-Auwald. 

 
3.3 Flächennutzungsplan der Stadt Georgsmarienhütte  (FNP) 
 
Im Flächennutzungsplan (FNP) sind die städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt 
Georgsmarienhütte flächenbezogen dargestellt. Der genehmigte Flächennutzungsplan (FNP) 
der Stadt Georgsmarienhütte stellt im Geltungsbereich dieser Bauleitplanung weitgehend 
Wohnbauflächen dar. Der nördliche Teil des Plangebiets wird durch eine parallel zum Kiffen-
brinkbach verlaufende Grünflächendarstellung erfasst, die der FNP ergänzend als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft kenn-
zeichnet. Im Rahmen der 37. Flächennutzungsplanänderung wurden für die Fläche für Maß-

                                                
1 Zitat: www.landkreis-osnabrueck.de 
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nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft konkrete 
Maßnahmen entwickelt, um die Eingriffe benachbarten des Bebauungsplans Nr. 177, 1. Än-
derung auszugleichen. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes basieren auf diesen Vor-
gaben und sind somit aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1 
Flächennutzungsplan  
der Stadt Georgsmarienhütte (Auszug) 
mit Kennzeichnung des Plangebiets 
Quelle: Stadtverwaltung 

 
3.4  Landschaftsplan der Stadt Georgsmarienhütte (L P) 
 
Schon im Landschaftsplan der Stadt Georgsmarienhütte von 1987 wird die Fläche des ge-
schützten Biotops als geschützter Landschaftsbestandteil „Kiffenbrinkbach“ ausgewiesen. 
Dafür wird die Aufstellung eines Sanierungskonzeptes für Fließgewässer gefordert. Das Ge-
biet selbst wird den Wohnbauflächen zugerechnet. Allerdings wird es auch als strukturrei-
cher, landwirtschaftlich geprägter Erholungsraum eingestuft. Auf Grund der Kleinräumigkeit 
des Plangebietes ist dieser Aspekt jedoch zu vernachlässigen. 

 
3.5  Geschützes Biotop nach § 30 BNatSchG 
 
Am östlichen Rand des Plangebietes verläuft der Kiffenbrinkbach. Seit 1992 wird er als ge-
schütztes Biotop nach § 30 BNatSchG (ehemals § 28a NNatSchG) geführt. Es handelt sich 
um einen weitgehend naturnah verlaufenden Bach, der sich durch morphologisch vielfältiges 
Gelände windet und von mit Pappeln durchsetzten Weiden-Erlen-Gebüschen und nitrophilen 
Staudenbeständen (Aegopodion) gesäumt ist (vgl. auch Geländebogen LK Osnabrück). Das 
Sedimentsubstrat wechselt zwischen Fein- (Sand), Grob- (Schotter) und organischem Mate-
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rial (Laubeintrag). Durch die Siedlungsnähe kommt es immer wieder zu Müll- und organi-
schen Ablagerungen. Stellenweise sind Weg- und Weideübergänge verrohrt. Nach dem Kar-
tierschlüssel von v. Drachenfels (2011) handelt es sich um den Biotoptyp Naturnaher Bach 
des Berg- und Hügellandes, der per Gesetz geschützt ist und als FFH-Lebensraumtyp ein-
zuordnen ist (vgl. Kap. 6). 
 
Angrenzend an den Gehölzsaum hat sich ein binsendurchsetzter Wiesenbereich etabliert, 
der sich durch offensichtlich austretendes Schichtenwasser als sehr nass darstellt.  
 
Als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung werden die Beseitigung der Pap-
pelbestände und der Umbau in standortgerechte Erlen-Eschenauwälder, der Rückbau von 
verrohrten Bereichen und Betonabstürzen sowie die Beseitigung von Müllablagerung ge-
nannt. Ebenso sollen eventuelle Einleitungen überprüft und Verfüllungen im Auenbereich 
beseitigt werden. Ein Kartierbogen aus dem Jahr 2012 bestätigt die vorgenannten Beein-
trächtigungen des geschützten Biotops. Die Pappelbestände wurden zwischenzeitlich wegen 
Überalterung beseitigt. 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2 
Bereich des geschützten Biotops 
Kiffenbrinkbach  
Quelle: Umweltamt LK Osnabrück 

 
3.6  Sonstige planungsrelevante Naturschutzdaten   
 
Außerhalb des Plangebietes befindet sich in nördlicher Richtung ein Kleingewässer (Abstand 
zum plangebiet ca. 100 m). Hier hat der NABU  in den vergangenen Jahren verschiedene 
Amphibienkartierungen durchgeführt. So wurden 2003, 2004 und 2013 Bergmolch, Teich-
molch und Fadenmolch, im Jahre 2004 sogar ein männliches und weibliches Exemplar des 
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Kammmolches nachgewiesen, die das Biotop als Laichgewässer und Lebensraum nutzen.  
Des Weiteren wurden Teich- und Grasfrösche kartiert.  
 
Molche gelten bezüglich der Laichgewässer als relativ standorttreu. Aufgrund der zeitweise 
terrestrischen Lebensweise (Sommer- und Winterquartiere) und eines entsprechenden Akti-
onsradius, der beim Kammmolch bis zu 1000 m betragen kann, kann das Plangebiet als po-
tentieller terrestrischer Lebensraum für Amphibien angesehen werden. Hier können die 
Uferbereiche des geschützten Biotops, die festgesetzte private Grünfläche, aber auch die 
Gartenbereiche, wenn sie eine naturnahe Gestaltung mit Holz- und Steinhaufen, alten Wur-
zeln und sonstigen Unterschlupfmöglichkeiten zeigen, einen wichtigen Beitrag zum Amphibi-
enschutz leisten.  
  
Auch das neu anzulegende Regenrückhaltebecken kann als zukünftiger Lebensraum insbe-
sondere für Molche und hier dem Kammmolch gelten, der temporäre Laichgewässer und 
Wassertiefen über 50 cm bevorzugt.  
 
 

4 Rahmenbedingungen, Zustand des Plangebiets 

 
Bis in die Nachkriegszeit hinein war der südliche Teil der ehemals selbständigen Gemeinde 
Oesede durch Siedlungskonglomerate geprägt und stellte keine zusammenhängende städ-
tebauliche Struktur dar. Dies änderte sich erst in den sechziger und siebziger Jahren, als 
auch die nähere Umgebung des hier in Rede stehenden Bereichs mit Wohnhäusern bebaut 
wurde. In den Folgejahren konnte in diesem Bereich ein städtebaulicher Lückenschluss zwi-
schen der als Arbeitersiedlung entstandenen „Siedlung Kiffenbrink“ und der übrigen Ortslage 
erreicht werden.  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 3 
Blick über das Plangebiet.  
Rechts der Kiffenbrinkbach 
(geschütztes Biotop) 

 
Im Gegensatz zur weiter südlich anschließenden Mehrfamilienhausbebauung wird die unmit-
telbare Umgebung des Plangebiets „Wiesenbach“ weitgehend durch Ein- und Zweifamilien-
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häuser geprägt. Die räumliche Nähe der Wohnungen zu den Arbeitsplätzen, bestehenden 
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen und die gute Anbindung an das Stadtzentrum 
von Georgsmarienhütte machen die Attraktivität dieses Siedlungsbereiches aus und ist der 
Hintergrund für die anhaltende Nachfrage nach Baugrundstücken für den Ein- und Zweifami-
lienhausbau. 

 
Beim Plangebiet selbst handelt es sich im Wesentlichen um eine unbebaute Wiese, die an 
bestehende Ein- und Zweifamilienhausbebauung anschließt und nach Osten zum Kiffen-
brinkbach hin abfällt. Der Kiffenbrinkbach und seine mit Bäumen bestandenen Uferzonen 
sind als geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG gesichert (vgl. Kap. 3.5). Die westliche 
Uferzone des Kiffenbrinkbachs ist Bestandteil des Plangebietes. Der Schutzstatus des Bio-
tops ist bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen.    
 
Im nördlichen Bereich, wo das zukünftige Regenrückhaltebecken entstehen soll, befindet 
sich eine Kompensationsfläche des angrenzenden Bebauungsplangebietes, die allerdings 
noch nicht realisiert wurde.  
 
Weiterhin befinden sich im Plangebiet Teile der westlich anschließenden Hausgärten und 
eine kleine Gehölzstruktur, die durch Nadelbäume (Fichten) gebildet wird. 
 
 

5 Städtebauliches Konzept, Ziel und Zweck der Planu ng 

 
Es ist städtebauliches Ziel, im Plangebiet den Charakter einer harmonisch gewachsenen 
Siedlungsstruktur zu erreichen, die mit der Umgebungsbebauung korrespondiert. Die Bau-
dichte im Plangebiet soll nicht höher sein als auf den benachbarten Hausgrundstücken. Ge-
plant sind etwa acht Bauplätze. In erster Linie soll im Plangebiet die Bauform des Einzelhau-
ses als Ein- bis Zweifamilienhaus entstehen. Es handelt sich dabei um die in der Umgebung 
vorherrschende Bauform, welche insbesondere durch junge Familien der so genannten 
Gründergeneration nachgefragt wird. So wird die Maßstäblichkeit und Struktur der anschlie-
ßenden Bebauung aufgenommen. Mit Blick auf den demographischen Wandel in der Bun-
desrepublik Deutschland sollen aber grundsätzlich auch andere Bauformen zulässig sein. 
 
Die nachfolgend abgebildete städtebauliche Konzeption liegt dieser Bauleitplanung zu Grun-
de. 
Die verbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 270 bilden die Voraussetzungen 
zur Umsetzung dieser städtebaulichen Konzeption. Dabei enthält dieser Bebauungsplan 
rechtsverbindliche Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung, die aus den Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes entwickelt worden sind. Der Bebauungsplan stellt eine „Ange-
botsplanung“ dar, in dessen Geltungsbereich grundsätzlich die nach der Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) in den jeweiligen Baugebietstypen zulässigen Nutzungen errichtet und 
betrieben werden dürfen, sofern sie nicht durch entsprechende Festsetzungen ausgeschlos-
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sen worden sind. Im Plangebiet sollen jedoch möglichst ausschließlich Wohnhäuser errichtet 
werden.  
 

 

 
Abb. 4 
Städtebauliches Konzept und Aufteilungsvorschlag 
PLANUNGSBÜRO FLASPÖHLER 
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Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Integration der unbebauten Grundstücksflächen in das Stadtgefüge bilden. Dies ge-
schieht auch nach dem Grundsatz, siedlungsnahen Flächen vor einer Besiedlung des Au-
ßenbereichs Vorrang einzuräumen, um  
 

·  der fortschreitenden Landschaftszersiedlung entgegenzuwirken,  
·  die Nähe des Plangebiets zu den bestehenden innerörtlichen Einrichtungen für die 

Stadtentwicklung zu nutzen, 

·  ein nachfrageorientiertes Grundstücksangebot zu schaffen.  
 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes sind darüber hinaus folgende Ziele und Zwecke 
verbunden: 
 
·  Fortentwicklung des Stadtteils Oesede als attraktiven Wohnstandort, 

·  Entgegenwirken von Abwanderungsprozessen aus dem Stadtgebiet, 
·  Verbesserte Auslastung der bestehenden Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen, 

·  Entgegenwirken einseitig überalterter und Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bevöl-
kerungsstrukturen, 

·  Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung, insbesondere von Familien. 
 
Zum globalen Klimaschutz sollen beim Bauen grundsätzlich energiebedingte Emissionen von 
klimarelevanten Gasen durch Energieeinsparungen und den Einsatz erneuerbarer Energien 
reduziert werden. Der Bebauungsplan soll keine Festsetzungen treffen, durch die klima-
schützende Maßnahmen eingeschränkt oder verhindert werden. Darüber hinaus werden den 
Bauherren folgende Maßnahmen beim Hausbau empfohlen: 
 
·  Optimale Wärmedämmung und Dichtigkeit der Wohnhäuser, möglichst Passivhausbau-

weise, 

·  kompakte Baukörper mit Ausrichtung zur Sonne, 
·  Einsatz von Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung, 

·  Reduzieren des Energiebedarfs der Wohnhäuser z. B. durch den Einsatz von Fotovolta-
ik und Wärmerückgewinnungsanlagen 

 
 
6 FFH-Vorprüfung 

 
Das Plangebiet grenzt an den Kiffenbrinkbach. Dieser mündet im weiteren Verlauf ca. 300 
Meter bachabwärts zunächst in den Breenbach und dann in die Düte. Der Breenbach und 
die Düte sind Bestandteil des FFH-Gebietes „Düte mit Nebenbächen“. Die planungsrelevan-
ten Angaben zum FFH-Gebiet „Düte mit Nebenbächen“ sind in Tabelle 1 zusammen gestellt. 
Das FFH-Gebiet „Düte mit Nebenbächen“ ist Bestandteil des europäischen Netzes von Natu-
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ra-2000-Gebieten. Da der Kiffenbrinksbach in den Breenbach mündet, muss im Rahmen der 
Bauleitplanung entschieden werden, ob eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Abb. 5 
Lage des  
Plangebietes zum 
FFH-Gebiet „Düte 
mit Nebenbächen“ 
Grundlage:  
Niedersächsisches 
Umweltministerium  

 
Vorhaben, die in einem FFH-Gebiet oder in räumlicher Nähe zu einem FFH-Gebiet liegen, 
können möglicherweise zu negativen Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete führen. Sie 
müssen daher vor ihrer Zulassung oder Durchführung darauf hin überprüft werden, ob sie 
geeignet  sind, die Schutz- und Erhaltungsziele eines Natura 2000-Gebietes (FFH- und/oder 
Vogelschutzgebiet) erheblich zu beeinträchtigen. Bei vielen Vorhaben lässt sich jedoch nicht 
auf den ersten Blick feststellen, ob die Verwirklichung des Vorhabens eine derartige Eignung 
aufweist. In diesen Fällen wird mittels einer Vorprüfung festgestellt, ob eine vertiefte Natura 
2000-Verträglichkeitsprüfung gemäß § 34 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) durchge-
führt werden muss. Diese Vorprüfung stellt eine Abschätzung der Verträglichkeit des Vorha-
bens mit den Schutz- und Erhaltungszielen der betreffenden Natura 2000-Gebiete dar, sie ist 
damit Teil des Natura 2000-Verträglichkeitsprüfungsverfahrens. Ergibt diese Vorprüfung, 
dass das Vorhaben nicht geeignet ist, erhebliche Beeinträchtigungen hervorzurufen, sind 
keine weiteren Prüfschritte mehr erforderlich, das Vorhaben kann aus Sicht der Natura 2000-
Bestimmungen realisiert werden. In allen anderen Fällen muss die Verträglichkeit des Vor-
habens im Rahmen einer Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung eingehender untersucht wer-
den. Sofern bereits von vornherein klar ist, dass für ein Vorhaben eine Natura 2000-
Verträglichkeitsprüfung durchgeführt werden muss, ist eine Vorprüfung entbehrlich. Die Ent-
scheidung ist aktenkundig zu machen.  
 

Auf der Grundlage der zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
können erhebliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes „Düte mit Nebengewässern“ aus-
geschlossen werden, was im Einzelnen wie folgt begründet wird: 
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·  Die gemäß Tabelle 1 für das FFH-Gebietes „Düte mit Nebengewässern“ relevanten 
schutzwürdigen terrestrischen Lebensraumtypen werden durch die Bauleitplanung nicht 
beeinträchtigt, da kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang zwischen dem Vorhaben 
und den schutzwürdigen Lebensraumtypen besteht. 

·  Eine erhebliche Beeinträchtigung des Kammolches kann ausgeschlossen werden, da 
durch das Vorhaben die im FFH-Gebiet vorhandenen Laichgewässer (Stillgewässer) 
nicht zerstört oder beeinträchtigt werden.  Aufgrund der vorhandenen Biotopstrukturen 
sowie der räumlichen Entfernung von ca. 300 m (Luftlinie) zum FFH-Gebiet sowie zu po-
tentiellen Laichgewässern (siehe Kap. 3.6) kann das Plangebiet als Teillebensraum des 
Kammolches (Sommerlebensraum) nicht vollständig ausgeschlossen werden. Aufgrund 
der geringen Größe des Plangebietes und der relativ großen Entfernung zu potentiellen 
Laichgewässern ist eine erhebliche Beeinträchtigung des Kammolches jedoch nicht zu 
erwarten. Durch den neu anzulegenden Regenrückhalteteich wird ein neuer aquatischer 
Lebensraum geschaffen, der als potentielles Laichgewässer dienen kann. 

·  In Bezug auf die aquatischen Fließgewässerlebensgemeinschaften (Groppe und Bach-
neunauge als charakteristische Fischarten sommerkühler Fließgewässer) ist eine diffe-
renzierte Betrachtung erforderlich, da zumindest potentielle bau- und betriebsbedingte 
Beeinträchtigungen durch stoffliche Einträge (insbesondere Sedimente) in das Fließge-
wässersystem Kiffenbrinkbach / Breenbach / Düte von vornherein nicht vollständig aus-
geschlossen werden können. Es ist allerdings festzustellen, dass weder im Uferbereich 
noch im Niederungsbereich des Kiffenbrinkbachs durch die Bauleitplanung hochbauliche 
Maßnahmen vorbereitet werden. Die im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenzen hal-
ten einen Mindestabstand von rund 10 Meter zur Grenze des geschützten Biotops des 
Kiffenbrinkbachs ein. Zur Sicherung des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotopes 
durch bauseitige Beeinträchtigungen wird zudem eine private Grünfläche mit entspre-
chenden Vorgaben festgesetzt. Der Niederungsbereich des Kiffenbrinkbachs als extensiv 
zu pflegender Uferrandbereich wird durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege erhalten und aufgewertet. Hierzu setzt der Bebauungsplan Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft mit entsprechenden textlichen Festsetzungen, die in Abstimmung mit den Vorga-
ben des Pflege- und Entwicklungshinweisen für das geschützte Biotop stehen, fest. Es 
werden standortgerechte Gehölze gepflanzt, so dass die unmittelbaren Uferbereiche des 
Bachs hinsichtlich der Lebensraumfunktion aufgewertet und zugleich geschützt werden. 
Angrenzend an den bepflanzten Gewässerrandstreifen wird im nördlichen Bereich ein na-
turnah gestalteter und extensiv zu pflegender Regenrückhalteteich angelegt, sowie eine 
private Grünfläche festgesetzt, so dass ein ausreichender Pufferbereich am Kiffenbrink-
bach entsteht. Die festgesetzte Heckenpflanzung des angrenzenden Baugebietes soll an 
der westlichen Grenze zur Bebauung  wie vorgesehen weitergeführt werden.  

·  Bei Anlage der Regenrückhaltemulde sind besondere Vorkehrungen zu treffen, um einen 
Bodeneintrag in den Kiffenbrinkbach zu verhindern. Außerhalb des festgesetzten Be-
reichs für  die Regenrückhaltung dürfen keine Bodenarbeiten durchgeführt werden.  Es 
muss gewährleistet sein, dass durch Bauarbeiten etc. keine Sediment- und Bodeneintrag 
in den Kiffenbrinkbach und das nachfolgende Gewässernetz erfolgt. Selbst im Falle von 
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geringfügigen stofflichen Einträgen (insbesondere Sedimente) können aufgrund der ca. 
300 Meter langen Fließstrecke zwischen dem Vorhaben und dem als FFH-Gebiet ge-
schützten Breenbach und anschließend der Düte Beeinträchtigungen ausgeschlossen 
werden.  

·  Aus dem Zusammenwirken mit anderen relevanten Projekten und Plänen sind keine er-
heblichen vorhabensbedingten Beeinträchtigungen zu erwarten, da es keine weiteren 
Projekte oder Planungen im Einzugsbereich Kiffenbrinkbach und FFH-Gebiet Düte gibt. 

 
Aus den o. g. Ausführungen ist als Ergebnis der FFH-Vorprüfung festzuhalten, dass die Er-
haltungsziele und der Schutzzweck des FFH-Gebiets „Düte mit Nebengewässern“ durch die 
Bauleitplanung nicht erheblich beeinträchtigt werden. Insofern ist eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich.  
 

FFH-Gebiet:  
Düte mit Nebenbächen 

Gebiets-Nr.: 3613-332 Landesinterne Nr.: 334 

Fläche: 117,5 ha Meldung an EU: 2005 Anerkannt: 2007 

Kurzcharakteristik Ca. 31 km langer Berglandbach mit naturnahen Abschnitten, Seiten-
bächen und Quellbereichen. Stellenweise Erlen-Eschen-Auenwälder, 
mesophiler Buchenwald, Eichen-Hainbuchenwald u. a. Naturnahes, 
nährstoffreiches Stillgewässer mit Laichkraut-Ges. und Amphibien. 

Schutzwürdigkeit Verbesserung von Repräsentanz und Kohärenz von Vorkommen der 
Groppe und des Kammmolches im Naturraum Weser- und Weser-
Leine-Bergland. Daneben Vorkommen von Fließgewässern mit flu-
tender Wasservegetation, Auenwäldern mit Erle und Esche u. a. 

Lebensraumtypen nach 
Anhang I der FFH-Richtlinie 

·  Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopota-
mions oder Hydrocharitions 

·  Flüsse der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des Ra-
nunculion fluitantis und des Callitricho-Batrachion 

·  Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpi-
nen Stufe 

·  Waldmeister-Buchenwald (Asperulo-Fagetum) 

·  Subatlantischer oder mitteleuropäischer Stieleichenwald oder 
Hainbuchenwald (Carpinion betuli) [Stellario-Carpinetum] 

·  Auenwälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-
Padion, Alnion incanae, Salicion albae) 

Arten nach Anhängen  
der FFH-Richtlinie 

·  Triturus cristatus [Kammmolch] 

·  Cottus gobio [Groppe] 

·  Lampetra planeri [Bachneunauge] 
Tab. 1 
FFH-Gebiet „Düte mit Nebenbächen“ - Auszüge aus Sta ndarddatenbogen 2 
 

                                                
2 Quelle: http://www.nlwkn.niedersachsen.de/naturschutz/natura_2000/downloads_zu_natura_2000/downloads-zu-natura-2000-
46104.html 
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7 Festsetzungen zur baulichen Nutzung und deren Aus wirkungen 

 
7.1  Art der baulichen Nutzung 
 
Die zur Bebauung vorgesehenen Flächen werden entsprechend den Planungszielen und 
unter Berücksichtigung der benachbarten Bebauung als reines Wohngebiet (WR) gem. § 3 
BauNVO festgesetzt. Reine  Wohngebiete dienen dem Wohnen.  
 
Aufgrund der rückwärtigen Lage des Baugebiets zur übrigen Wohnbebauung und wegen der 
Erschließungssituation, sollen Nutzungen verhindert werden, die eventuell zu Störungen im 
Umfeld führen können. Der Bebauungsplan schließt deshalb alle unter § 3 Abs. 3 Satz 1 und 
2 BauNVO als Ausnahme aufgeführten Nutzungen generell aus. 

 
7.2  Maß der baulichen Nutzung 
 
Innerhalb des reinen Wohngebiets (WR) wird eine Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt. 
Damit wird eine flächensparende Bauweise ermöglicht und gleichzeitig sichergestellt, dass 
zwischen den Baukörpern ausreichende Freiräume verbleiben, so dass am Siedlungsrand 
der Charakter einer aufgelockerten Bebauung entsteht. Die zulässige Grundflächenzahl darf 
durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen gem. § 12 BauNVO mit ihren Zufahr-
ten, Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che im reinen Wohngebiet entsprechend den Vorgaben des § 19 BauNVO überschritten 
werden.  
 
Innerhalb des reinen Wohngebiets dürfen Gebäude mit maximal zwei Vollgeschossen und 
einer Geschossflächenzahl von 0,6 errichtet werden. So wird die Errichtung kompakter Ge-
bäudekörper und zeitgemäßer Architektur gefördert sowie eine wirtschaftliche und gleichzei-
tig umweltschonende Bebauung ermöglicht.  
 
Es wird maximale Zweigeschossigkeit festgesetzt, da wegen der Hanglage die Kellerge-
schosse auf den hangabwärts ausgerichteten Gebäudeseiten möglicherweise so weit aus 
dem Gelände hervortreten werden, dass sie entsprechend den Regelungen der NBauO be-
reits als Vollgeschoss einzustufen sind.  
 
Um zu gewährleisten, dass angesichts der möglichen Zweigeschossigkeit die Maßstäblich-
keit der Umgebung eingehalten und zu hohe überdimensioniert erscheinende Gebäude aus-
geschlossen werden, setzt der Bebauungsplan eine maximale First- bzw. Gebäudehöhe fest. 
Durch die Begrenzung der möglichen Gebäudehöhe kann auch die Errichtung von Häusern 
mit allzu steilen Dächern, die sich negativ auf die Gestaltung des Siedlungsrandes auswirken 
würden, verhindert werden. Maßgeblicher Bezugspunkt zur Bestimmung der Firsthöhe ist der 
höchste Punkt des gewachsenen Geländes auf dem jeweiligen Baugrundstück, gemessen 
am Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit dem Gelände. 



Stadt Georgsmarienhütte,  
Bebauungsplan Nr. 270 „Wiesenbach“ 

 
Begründung 

 

14 
PLANUNGSBÜRO 
FLASPÖHLER 

 
7.3  Bauweise, Baugrenzen und Flächen, die von Beba uung freizuhalten sind 
 
Die festgesetzte offene Bauweise ermöglicht das Errichten von Einzel- und Doppelhäusern 
sowie kleineren Hausgruppen. Damit sind grundsätzlich die Voraussetzungen zur Realisie-
rung verschiedener Bauformen und Wohnungsangebote für unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen gegeben.  
 
Durch die Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen umgrenzt. Innerhalb 
der durch die Baugrenzen gebildeten Baufelder müssen die Hauptgebäude errichtet werden. 
Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen sind auch außerhalb der Baugrenzen möglich, je-
doch nicht im Bereich zwischen der östlichen Baugrenze und dem geschützten Biotop Kif-
fenbrinkbach. Dieser Bereich muss zum Schutz des Biotops von Bebauung freigehalten wer-
den. Diese Festsetzung wird getroffen, um den Bach und die Auwaldstruktur als land-
schaftsprägendes Element zu schützen und die Biotoppflege sowie die Gewässerunterhal-
tung zu gewährleisten.  
 
 

8  Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtscha ft, den Hochwasser-
schutz und die Regelung des Wasserabflusses  

 
Im nördlichen Bereich des Plangebiets soll innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (2) ein Regenrückhaltebe-
cken angelegt werden, um das niederschlagsbedingte Oberflächenwasser aus dem Bauge-
biet und von angrenzenden bebauten Grundstücken aufzunehmen und zur Versickerung zu 
bringen. Das Regenrückhaltebecken wird in der Planzeichnung innerhalb der Maßnahmen-
fläche symbolhaft als Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Rege-
lung des Wasserabflusses gem. § 9 (1) 16 BauGB gekennzeichnet. Das Regenrückhaltebe-
cken soll naturnah gestaltet und extensiv gepflegt werden. Durch entsprechende Festset-
zungen zur Ansaat, zu Pflanzungen und Pflegemaßnahmen wird die Pufferfunktion zum ge-
schützten Biotop gewährleistet. Siehe hierzu Kap. 13.2. 
 
 

9 Private Grünflächen 

 
Südlich des Rückhaltebeckens wird auf privater Fläche als westliche Begrenzung zum ge-
schützten Biotop eine 7 m breite private Grünfläche gem. § 9 (1) 15 BauGB  festgesetzt. Hier 
dürfen keine Garagen und Nebenanlagen errichtet und sonstige Bodenbefestigungen sowie 
Bodenaufschüttungen durchgeführt werden, um das angrenzende Biotop des Kiffenbrink-
bachs zu schützen. Es werden lockere Gehölzpflanzungen mit standortgerechten, heimi-
schen Gehölzen festgesetzt. Diese Festsetzung dient dem Schutz des Biotops und der land-
schaftsgerechten Eingrünung des Baugebietes. 
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10  Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege un d zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft  

 
Den östlichen Abschluss des Plangebiets bilden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem. § 9 (1) 20 BauGB , die im Be-
bauungsplan mit Maßnahmenfläche (1) und (2) gekennzeichnet sind. Sie umfassen den Be-
reich des geschützten Biotops Kiffenbrinkbach, soweit er zum Plangebiet gehört und der aus 
dem Uferbereich mit Auwaldstruktur und feuchten Wiesenflächen besteht, sowie das gesam-
te Flurstück 80/175, dessen westliche Hälfte außerhalb des geschützten Biotops liegt.  
 
Für den Bereich des  geschützten Biotops werden die folgenden, geeigneten Entwicklungs-, 
Pflege- und Schutzmaßnahmen festgesetzt, um den dauerhaften Schutz des Biotops zu ge-
währleisten.  
 
·  Entfernen der überalterten Pappelbestände und Entwicklung zum natürlichen Erlen-

Eschen-Auwald (natürliche Sukzession). 
·  Entfernen der standortfremden Nadelgehölze. 

·  Einschürige Mahd der Wiesenbereiche mit Abtransport des Schnittgutes, langfristig na-
türliche Sukzession zum Erlen-Eschen-Auwald. 

·  Kein Pestizid- oder Düngemitteleinsatz.  
 
Innerhalb der Maßnahmenfläche (2) soll ein naturnahes Regenrückhaltebecken angelegt 
werden. Hierbei wird ein Teil des § 30 BNatSchG-Bereiches einbezogen. Um die naturnahe 
Ausbildung des Beckens zu gewährleisten, trifft der Bebauungsplan folgende Festsetzungen: 
  
·  Anlage einer oder mehrerer naturnah gestalteten Mulden mit unregelmäßig gestalteten 

flachen Böschungen (Neigung mind.1:3) zur Rückhaltung und anschließender Versicke-
rung des im Baugebiet anfallenden Niederschlagswassers. 

·  Ansaat der Fläche mit autochtonem Saatgut (möglichst vor Ort gewonnen) bzw. Initial-
pflanzungen von vor Ort gewonnenem Pflanzmaterial und extensive Pflege (1 bis max. 2 
Pflegegänge/Jahr) zur Entwicklung einer artenreichen, standortgerechten Wiesengesell-
schaft. 

·  Anpflanzung von Sträuchern aus Gehölztabelle 1 als Schutzpflanzung des Regenrück-
halte- und des Biotopbereichs am westlichen Plangebietsrand und Entwicklung zu einer 
naturnahen Hecke. Pflanzabstand der Sträucher untereinander mind. 1,5 m. 

 
Die bestehenden Kriterien des § 30 BNatSchG-Bereiches und auch die Belegung der Fläche 
mit Kompensation stehen der Errichtung eines Regenrückhaltebeckens in der festgesetzten 
Form nicht entgegen. 
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11  Kompensationsmaßnahmen der 37. Änderung des Flä chennutzungs-
plans zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 177  

 
Die 37. Änderung des Flächennutzungsplans sieht auf nahezu der gesamten Fläche des 
Feuchtwiesenbereiches Maßnahmen zur Kompensation der mit den Festsetzungen der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 177 verbundenen Eingriffe vor. Im Einzelnen sind bis-
her auf einer Fläche von 2.100 m², im Bereich des Flurstücks  80/175, die Entwicklung eines 
Waldbereiches mit standortgerechten Gehölzungen und Lichtungen sowie der Aufbau eines 
Gehölzstreifens als standortgerechter Waldrand an der Grenze zum Baugebiet Nr. 177 ge-
plant. Für diese Maßnahmen wurde nach dem Kompensationsmodell für den Landkreis Os-
nabrück ein Aufwertungsfaktor von 0,9 Werteinheiten zugrunde gelegt, mit dem Ergebnis 
einer Gesamtaufwertung von 1.890 Werteinheiten.  
 
Der Gehölzstreifen soll auch weiterhin angelegt werden. Anstelle der Entwicklung eines 
Waldbereiches auf der Feuchtwiese am Kiffenbrinkbach soll nun ein naturnahes Regenrück-
haltebecken angelegt werden. Bei der Planung des Beckens sind die Vorgaben dieses Be-
bauungsplans zu beachten, da weiterhin eine Flächenaufwertung mit Ausgleichsfunktion für 
die Eingriffe des Bebauungsplans Nr. 177, 1. Änderung angestrebt wird. Entsprechende 
Wertermittlungen sind im konkreten Antrag für das Regenrückhaltebecken darzustellen. So-
fern der ermittelte Ausgleichswert nicht ausreicht, ist externer Ausgleich erforderlich. Dieser 
kann beispielsweise zusammen mit der bereits im Rahmen der 37. FNP-Änderung vorgese-
henen Erstaufforstung gemäß Niedersächsischem Waldgesetz (Ersatz von Waldflächen, die 
im FNP als Wohnbauflächen dargestellt werden) vorgenommen werden. 
 
 
12 Städtebauliche Werte 

 
Festsetzung  Fläche  

Reine Wohngebiete (WR) 5.818 m² 
Verkehrsfläche  655 m² 
Private Grünfläche 1.177 m² 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft 

5.283 m² 

Gesamtfläche des Plangebiets  12.933 m² 

 

Baugebiet  Fläche  GRZ Grundfläche  

Reine Wohngebiete (WR) 5.818 m² 0,4 2.327,2 m² 

Überschreitung gem. § 19 (4) BauNVO 5.818 m² 0,2 1.163,6 m² 

Gesamt mögliche Grundfläche im Plangebiet  3.490,8m² 

 

Baugebiet  Fläche  GFZ Geschossfläche  

Reine Wohngebiete (WR) 5.818 m² 0,6 3.490,8 m² 

Gesamt mögliche Geschossfläche im Plangebiet  3.490,8 m² 
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13 Erschließung und archäologische Hinweise 

 
13.1 Verkehrliche Erschließung 
 
Die verkehrliche Erschließung der Baugrundstücke erfolgt durch eine Planstraße, die im Be-
reich des Flurstücks 80/160 von der Straße „Am Wiesenbach“ abzweigt. Im Zentrum des 
Plangebietes ist ein Wendehammer vorgesehen, der für ein 3-achsiges Müllfahrzeug geeig-
net ist.  
 
Die verkehrliche Erschließung der Baugrundstücke muss den Anforderungen DVNBauO an 
die Zuwegung und die Anordnungen der baulichen Anlagen auf dem Baugrundstück der ent-
sprechen. Im Rahmen der späteren Ausbauplanung sind die Verkehrswege so zu planen, 
dass sie durchgängig mit Einsatz- und Hilfeleistungsfahrzeugen befahren werden können. 
Die Fahrbahnbreiten, Kurvenradien und Lichtraumprofile der befahrbaren Flächen ein-
schließlich der Wendebereiche sind analog § 2 DVNBauO zu wählen. Ein erforderlicher Ein-
satz von Feuerlösch- und Rettungsfahrzeugen muss jederzeit ordnungsgemäß und ungehin-
dert möglich sein.  

 
13.2 Ver- und Entsorgung 
 
Träger der Strom- und Gasversorgung sind die Stadtwerke Georgsmarienhütte. 
 
Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch die Stadtwerke Georgsmarienhütte GmbH. 
 
Träger der Löschwasserversorgung ist die Stadt Georgsmarienhütte. Die Stadt hat diesbe-
züglich den Grundschutz zu gewährleisten.  
 
Träger der Abwasserentsorgung ist das Stadtwerke Georgsmarienhütte GmbH. 
 
Das Baugebiet wird an das zentrale Kommunikationsnetz der Telekom angeschlossen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass in allen Straßen bzw. Gehwegen geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Te-
lekom vorzusehen sind. 
 
Hinsichtlich Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgemeinschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 1989 zu beachten. Durch die Baumpflanzungen sollte der Bau, die Unterhaltung 
und Erweiterung der unterirdischen Leitungsnetze nicht behindert werden. 
 
Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Landkreis Osnabrück. 
 
Für das auf den privaten Grundstücken anfallende Oberflächenwasser sind nach § 96 NWG 
(zu § 56 WHG) die jeweiligen Grundstückseigentümer zuständig, soweit nicht die Gemeinde 
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den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder 
ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allge-
meinheit zu verhüten. Da dies im Plangebiet der Fall ist, liegt die Beseitigungspflicht des 
Niederschlagswassers gem. § 96 (3) 1 NWG bei der Gemeinde. Aus dem Baugebiet „Wie-
senbach“ resultiert ein erforderlicher Stauraum von ca. 200 m³. Hinzu kommt ein Stauraum-
bedarf von ca. 580 m³ für Grundstücke, die außerhalb des Plangebiets liegen. Von diesen 
Grundstücken fließt das Oberflächenwasser zurzeit ungeordnet und ungeregelt ab. Voraus-
setzung zur Bebauung der Grundstücke im Plangebiet ist somit auch, dass die schadlose 
Beseitigung dieses Niederschlagswassers von den Grundstücken oberhalb des Plangebiets 
geregelt wird. Im Plangebiet ist eine ausreichend große Fläche für ein Regenrückhaltebe-
cken festgesetzt.  
 
Zur schadlosen Beseitigung des Niederschlagswassers wird im Plangebiet ein Regenwas-
serkanal oder eine Rigole mit Anschluss an das Regenrückhaltebecken verlegt. Das anfal-
lende Niederschlagswasser soll über diesen Regenwasserkanal bzw. die Rigole einem Re-
genrückhaltebecken zugeführt werden, das möglichst naturnah angelegt wird. Der Notüber-
lauf bei Überlastung des Beckens kann in den angrenzenden Kiffenbrinkbach erfolgen. Für 
die Einleitung von Oberflächenwasser in ein oberirdisches Gewässer ist vor Beginn der Be-
nutzung eine Erlaubnis gemäß § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  beim Landkreis Osnab-
rück – Untere Wasserbehörde – zu beantragen.  
 
Die Stadt Georgsmarienhütte befürwortet die Nutzung des Niederschlagswassers als 
Brauchwasser. Die Einleitung von Brauchwasser in die öffentliche SW-Kanalisation der 
Stadtwerke Georgsmarienhütte ist anzeigepflichtig.  
 
Die Stadtwerke Georgsmarienhütte weisen auf folgendes hin: 
 
Das gesammelte Dachflächenwasser darf nur für Zwecke verwandt werden, für die keine 
Trinkwasserqualität erforderlich ist. Auch für Kinder muss die Verwechselung von Trinkwas-
ser und Brauchwasser ausgeschlossen werden. Ist eine Brauchwassernutzung nicht in vol-
lem Umfang möglich, ist an die Niederschlagswasserkanalisation anzuschließen. 

 
13.3  Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
 
Das Plangebiet ist an das Netz des ÖPNV angeschlossen. In unmittelbarer Nähe zum Plan-
gebiet befinden sich Bushaltestellen.  

 
13.4 Archäologische Hinweise 
 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten archäologische ur- oder frühgeschichtliche 
Bodenfunde (das können sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 
sowie auffällige Bodenverfärbungen oder Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste oder spuren – z. B. Ver-
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steinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder pflanzlichen Lebens in 
vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind die-
se gemäß § 14 Abs. 1 des NDSchG meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmal-
schutzbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker 
Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) sowie dem Nie-
dersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Referat Archäologie unmittelbar und unver-
züglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Un-
ternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf 
von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge 
zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
 

14 Altlasten, Altablagerungen und Altstandorte 

 
Altlastenvermerk muss noch erstellt und eingefügt werden! 

 
 

15 Kosten 

 
Die Kosten der Bauleitplanung übernehmen die Grundstückseigentümer auf der Grundlage 
eines städtebaulichen Vertrags. Die Stadt Georgsmarienhütte beabsichtigt mit einem Er-
schließungsträger einen Erschließungsvertrag gemäß § 124 BauGB abzuschließen in dem 
die Kosten der Erschließung auf den Erschließungsträger übertragen werden. Somit entste-
hen der Stadt Georgsmarienhütte durch diese Bauleitplanung keine Kosten. 
 
 

16 Bodenordnung 

 
Maßnahmen zur Bodenordnung sind nicht erforderlich. 
 
 

17 Beschluss  

 
Die vorstehende Begründung hat der Rat der Stadt Georgsmarienhütte in seiner Sitzung am        
XX.XX.XXXX als Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beschlossen. 
 
Georgsmarienhütte,  
Bürgermeister 



 

 

 


